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Vorwort 
 
Der vorliegende Aufsatz weist nicht die Form einer üblichen Hausarbeit auf; er ist vielmehr in 
essayistischem Stil gehalten. Dementsprechend werden sich in ihm keine strengen und 
besonders auch keine formalen Beweise finden, sondern stattdessen der Versuch des 
Aufweises von Möglichkeiten unternommen werden, um Gedankenströmen fernab von sich 
aufgrund der Lektüre der einschlägigen Literatur herausbildenden „settled habits of thougth“ 
mehr oder weniger freien Lauf zu lassen. Eine wirklich „freie“ Beschreibung des Problems 
der Existenz von Institutionen bzw. des institutionellen Wandels wird ohnehin nicht möglich 
sein - was allerdings als möglich erscheint ist eine Reflexion auf eine Vielzahl von 
unhinterfragten Annahmen der Ökonomie und der Versuch der Einordnung derselbigen 
sowohl in die Denkgeschichte als auch bezüglich der Frage politischer Machtkonstellationen, 
welche durch die Wahl bestimmter theoretischer Sichtweisen in die ein oder andere Richtung 
(bewusst oder auch unbewusst) gelenkt werden. 
Dass ein solches Unterfangen nicht in einem Aufsatz im hier vorliegenden Umfang geleistet 
werden kann, ist leicht ersichtlich.1 Auf empirische Nachweise der im Folgenden getroffenen 
Aussagen muss aus diesem Grunde verzichtet werden. Ob die herausgearbeiteten Ergebnisse 
denjenigen der Literatur entsprechen, kann der Verfasser nicht beurteilen, weil dazu wohl so 
manche tausend Seiten an Hintergrundlektüre fehlen. Bestensfalls sind die hier gezogenen 
Schlüsse alle vom fleißigen Studenten auffindbar; schlechtestenfalls werden sie durch 
Nichtbeachtung der scientific community bestraft.2  
Der vorliegende Essay ist somit als ein Versuch zu betrachten, die Vielschichtigkeit eines 
Phänomens wie demjenigen des institutionellen Wandels unter besonderer Berücksichtigung 
ökonomischer Fragestellungen aufzuzeigen, womit mögliche Ansatzpunkte und 
Fragestellungen für weitere Untersuchungen aufgezeigt sowie relevante Aspekte für die 
Modellbildung abgeleitet werden können. Auch wenn viele der getroffenen Aussagen nicht 
einer direkten Verwertung zugeführt werden können, besteht – so zumindest die Hoffnung des 
Verfassers - die Möglichkeit durch die Diskussion und Widerlegung der vorgebrachten 
                                                 
1 Der korrekturlesende Dozent mag sich vielleicht fragen, warum der Verfasser, dem dieser Sachverhalt 
anscheinend wohlbekannt ist, sich nicht zur Wahl eines anderen, weniger umfänglichen und leichter zu 
beantwortenden Themas entschieden hat. Die Gründe hierfür sind vielschichtig und liegen unter anderen in dem 
für den Verfasser als positiv empfundenen Umstand, dass eine solche Arbeit die Möglichkeit bietet, viele „lose“ 
vorliegende Kenntnisse in einen (ersten vorläufigen) Zusammenhang zu stellen.  
2 Wer hierin eine Immunisierungsstrategie des Verfassers zu erblicken glaubt, liegt wohl nicht ganz falsch. 
Allein es stellt sich die Frage, wie Wandel und neue Perspektiven zu Stande kommen sollen, wenn nur auf 
herkömmlichen Wegen in überlieferten Grenzen nach Antworten auf Fragen und Lösungen für Probleme gesucht 
wird? – Eine Theorie des Wandels wäre dann wohl aufgrund eines nicht vorhandenen Gegenstandsbereiches der 
Anwendung derselbigen vollkommen überflüssig. 
Gedanken neue Perspektiven einzunehmen und somit die Grundlage für einen fruchtbaren 
Diskurs zu legen.3 
 
1.) Über die Notwendigkeit von Institutionen 
 
Die Annahmen der Neoklassik sind wohlbekannt: Der individuelle Nutzenmaximierer (homo 
oeconomicus), dessen Präferenzen wohlgeordnet, stabil, exogen, vollständig, transitiv, 
reflexiv und stetig sind, stellt durch sein Verhalten als vollständig informierter 
Mengenanpasser auf Konkurrenzmärkten sicher, dass sich eine Markträumung im 
Preisgleichgewicht und somit ein intertemporales Gleichgewicht einstellt. Damit dies auch 
wirklich geschehen kann, werden auf Konkurrenzmärkten, auf denen keine Markteintritts- 
oder –austrittsbarrieren vorliegen und die Preise frei beweglich sind, nur homogene Güter 
gehandelt. Da verwundert es auch kaum, dass sich bei nichtvorhandenen Transaktionskosten, 
öffentlichen Gütern, externen Effekten und unvollständigen Konkurrenzen eine Pareto-
optimale Güterallokation einstellt, welche besagt, dass mit einem gegebenen Input ein 
Höchstmaß an Output erreicht wird, ohne jedoch über die Verteilung desselbigen Aussagen zu 
treffen. Aus der Aggregation individueller Nutzenfunktionen lassen sich sogleich Aussagen 
über die aus den ökonomischen Tätigkeiten der Akteure resultierenden Wohlfahrtwirkungen 
auf gesamtgesellschaftlicher Ebene treffen.  
Dass das Ganze mehr als die Summe seiner Teile sein könnte wird dabei ebenso übersehen, 
wie die Möglichkeit der Veränderbarkeit der Präferenzen im Zeitverlauf und unter 
bestimmten Umständen4. Statussymbole und Schichtzugehörigkeit zur sozialen Anerkennung 
sind dem atomisierten egoistischen Individuum ebenso fremd wie sich wandelnde 
Präferenzen, was zwar die mathematische Modellbildung erleichtert, aber auch die 
Erklärungskraft realer Vorkommnisse erheblich einschränkt. Gruppendynamische Prozesse 
legen es also nahe, nach Institutionen, die dieselbigen regeln, Ausschau zu halten – die Welt 
scheint aus mehr als aus aggregierten individuellen Nutzenfunktionen zu bestehen, 
verschiedene Ebenen der ökonomischen Analyse zu unterscheiden scheint unumgänglich. 
Dies muss nicht so sein, denn seit Adam Smith wissen wir, dass die Wohlfahrt aller durch 
individuelles Nutzenmaximierungsverhalten gesteigert werden kann. Wenn nun also alle 
                                                 
3 Fernerhin stellt diese Arbeit natürlich auch einen ersten eigenständigen Gehversuch des Verfassers im weiten 
Feld der Gesellschaftsanalysen dar. Sollte dieser den Anforderungen der Dozenten nicht genügen, so kann auch 
die Anfertigung einer klassischen Hausarbeit vorgenommen werden.  
4 So ist es für den bereits Gesättigten von weniger großem Wert sich eine weitere Bratwurst einzuverleiben, 
wohingegen diese bei neuerlichem Eintreten des Hungergefühles auf dem Grill bereits „verkohlt“ ist und somit 
ihren Wert selbst für den Hungrigen eingebüßt hat 
Marktteilnehmer sich gemäß den Annahmen des homo oeconomicus verhalten würden, so 
würde sich automatisch eine optimale (im Sinne des Pareto-Kriteriums) Güterallokation 
einstellen. Fraglich bleibt bei dieser Argumentation allerdings, warum Adam Smith in einem 
sehr umfänglichen Werk überhaupt darauf aufmerksam machen muss, dass die Wohlfahrt 
aller durch individuelles Nutzenmaximierungsverhalten gesteigert wird. Sollte sich denn der 
Einzelne, bevor er von Smith darauf hingewiesen wurde, dass seine individuelle 
Nutzenmaximierung äußerst vorteilhaft für alle sei, an einer oder mehreren anderen 
handlungsanleitenden Regel orientiert haben? Doch was sollte die Veranlassung dafür sein, 
sich nicht individuell nutzenmaximierend zu verhalten? Oder anders gefragt: Was veranlasst 
Smith, den einzelnen zum individuellen Nutzenmaximierer erziehen zu wollen? Hier dient die 
gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt als Argumentationsstütze: Diese zu maximieren ist die 
Motivation, die dem Nationalökonomen bei allen seinen Gesellschaftsanalysen antreibt. 
Abgesehen davon, dass hier ein Primat der Ökonomie vorliegt, da alle nicht monetär 
bewertbaren Bereiche gesellschaftlichen Lebens aus der Analyse ausgeklammert werden5 und 
somit für den Ökonomen nur eine „ökonomische Welt“ besteht, stellt sich die Frage nach der 
Motivation für den Einzelnen, eine Handlung zur Steigerung der gesamtgesellschaftlichen 
Wohlfahrt vorzunehmen. Denn wenn der einzelne individueller Nutzenmaximierer ist, so ist 
es für ihn vollkommen irrelevant, welche Folgen sein Verhalten für die 
Gesellschaftsmitglieder hat.6 Die Smithsche Argumentation richtet sich somit nicht an 
diejenigen, die bereits seiner Handlungsanleitung Folge leisten, sondern zielt vielmehr darauf, 
die sich bisher noch nicht zur individuellen Nutzenmaximierung Bekennenden in das Lager 
der sich am Leitbild des homo oeconomicus orientierenden zu ziehen. Nur für diese Klientel 
ist es ein Argument, dass sie durch ihr Handeln die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt positiv 
beeinflussen können. In der neoklassischen Welt fallen damit individuelle und kollektive 
Rationalität zusammen und es besteht somit kein Unterschied, welche Motivation dem 
einzelnen Handelnden für seine individuell nutzenmaximierenden Handlungen zu Grunde 
liegt.  
Von hier aus ist es dann auch kein großer Schritt mehr, aus dem Verhalten der einzelnen 
Akteure deren Präferenzen abzuleiten, da jenes ja nur als Ausdruck seines 
Nutzenmaximierungsstreben angesehen wird. Doch wie steht es mit dem Anteil derjenigen, 
welche sich eigentlich um das Gemeinwohl kümmern wollen und nur deshalb individuell 
                                                 
5 Zumindest zunächst einmal bis auch sie der Bewertung anhand monetärer Maßstäbe zugänglich gemacht 
werden. Hier deutet sich schon an, dass die Unterwerfung unter ein handlungsanleitendes Prinzip, wie z.B. des 
ökonomischen Handelns, weitreichende Folgen für die Gesellschaft nach sich zieht. Doch dazu später mehr.  
6 Streng genommen kann gar nicht mehr von einer Gesellschaft gesprochen werden; es gibt nur noch 
verschiedene Märkte zur Befriedigung der unterschiedlichen Bedürfnisse. 
rational im Sinne des homo oeconomicus handeln, da sie somit die Wohlfahrt aller steigern 
können. Sind die Bedingungen, die den Neoklassiker zu seinen Aussagen bewegen, nicht 
mehr erfüllt, so entfällt für diesen Anteil auch der Anreiz, sich gemäß den neoklassischen 
Verhaltensannahmen ökonomisch zu betätigen. D.h. in einer Welt, in der die Bedingungen für 
vollständige Konkurrenzmärkte nicht gegeben sind, kann auch das Argument nicht 
überzeugen, dass durch individuell nutzenmaximierendes Verhalten die 
gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt gesteigert wird, da diejenigen, die dieses Verhalten 
sowieso schon praktizieren, kein Interesse an der Entwicklung der gesamtgesellschaftlichen 
Wohlfahrt haben und diejenigen, die ein solches Interesse haben, nicht mehr durch die 
neoklassische Argumentation überzeugt werden können. 
Was kann hier geschehen, um aus diesem Dilemma entfliehen zu können? Einerseits könnte 
natürlich versucht werden, alle Menschen dazu zu bewegen, sich individuell 
nutzenmaximierend zu verhalten, womit kein Verweis mehr auf die gesamtgesellschaftliche 
Wohlfahrt nötig ist – dazu müsste es allerdings eine Institution geben, die eine solche 
„Umerziehung“ der Gemeinwohlorientierten vorzunehmen in der Lage ist7; andererseits 
könnte auch versucht werden, die Rahmenbedingungen für vollständige Konkurrenzmärkte 
herzustellen, damit die obige Argumentation zur Steigerung der gesamtgesellschaftlichen 
Wohlfahrt wieder greifen kann. Allerdings ergibt sich bei letzterem Vorgehen das Problem, 
dass es für das Gelingen der Wohlfahrtsmaximierung durch Konkurrenzmärkte unabdingbar 
ist, dass individuell nutzenmaximierendes Verhalten der Akteure vorliegt. Dieses wird somit 
als erstrebenswertes Ziel angesehen. Doch welche Gründe kann es dafür geben, individuelles 
Nutzenmaximierungsverhalten als Leitbild für menschliche Aktivitäten anzunehmen? Warum 
sollte das Individuum in den Mittelpunkt der Betrachtungen gestellt werden und somit eine 
Ausblendung gesellschaftlicher Faktoren nicht nur billigend in Kauf genommen, sondern 
bewusst vorgenommen werden? 
Die neoklassische Analyse weist den großen Vorteil einer leichten Modellierung 
wirtschaftlicher Zusammenhänge auf. Es gelingt somit unter Zuhilfenahme des 
neoklassischen Instrumentariums sehr gut, Verhalten (in einer Modellwelt) zu beschreiben 
und aufgrund formal dargestellter Zusammenhänge auch zu prognostizieren. Damit wird der 
hohe Wert der Erwartungssicherheit erfüllt – ein Wert freilich, welcher in der 
transaktionskostenfreien neoklassischen Modellwelt keiner ist.8  
                                                 
7 Die Suche nach einer solchen Institution (bzw. einem Bündel von Institutionen) wird uns im Folgenden noch 
näher beschäftigen. 
8 An dieser Stelle scheint es lohnenswert, die neoklassische Ökonomie selbst als (Meta-)Institution einer Analyse 
zu unterziehen, was im Folgenden geschehen soll. 
Es liegt hier nahe, eine Scheidung von Rationalität und Vernunft vorzunehmen: Rationalität 
soll hier in ihrem starken Sinne ohne Einschränkungen verstanden werden als die Suche nach 
der besten Lösung für ein gegebenes Problem, wohingegen Vernunft dem Umstand Rechnung 
trägt, dass es aufgrund äußerer Umstände eine Vielzahl von guten Gründen geben kann sich 
nicht rational zu verhalten. Vernunft ist somit Rationalität zweiter Ordnung, die es dem 
Individuum erlaubt, handlungsfähig zu bleiben. Diese, wie es scheint wichtigste Eigenschaft 
des Individuums, um es überhaupt sinnvoll als ein solches bezeichnen zu können (ansonsten 
wäre es ein Automat bzw. eine Funktion äußerer Einflussfaktoren, was seine Modellierung 
nicht unwesentlich erleichtern würde) kann durch zahlreiche Faktoren behindert werden wie 
z.B. unzureichende Information, mangelnde Verarbeitungskapazität, fehlende Instrumente zur 
Realisierung von Zielvorstellungen (besonders deutlich wird letzteres bei dem Versuch der 
Realisierung von Utopien wie z.B. einem Perpetuum mobile oder einem Schlaraffenland), 
weshalb es bei allen Vorteilen rationalen Handelns nicht selten als vernünftig erscheint, dieses 
zu unterlassen bzw. nur in einem gewissen Rahmen zu vollziehen. 
Dieser Rahmen kann durch Institutionen vorgegeben werden, welche als 
Handlungsanleitungen fungieren und deren Handlungsanleitungen nicht in jeder einzelnen 
konkreten Situation auf ihre Rationalität im Hinblick auf das zu erreichende Ziel untersucht 
wird. Es findet somit eine Einschränkung der Handlungsmöglichkeiten statt, damit sich das 
Individuum insgesamt als handlungsfähig erhalten kann. Somit schlägt auch jeder Versuch, 
das Einlassen auf Bindungen des Verhaltens durch Institutionen als rationale Handlungen zu 
begründen fehl; vielmehr ist ein solches Einlassen als (partielle) Aufgabe von 
Rationalverhalten vernünftig. Es wird eine Komplexitätsreduktion des zu bearbeitenden 
Sachverhaltes vorgenommen, damit innerhalb einer annehmbaren Zeit eine 
Handlungsentscheidung getroffen werden kann. Diese bringt aber auch die negativen Folgen 
mit sich, dass durch die zur Komplexitätsreduktion vorgenommene Abstraktion von der 
konkreten Entscheidungssituation maßgebliche Einflussgrößen vernachlässigt werden können.  
In der neoklassischen Analyse stellen z.B. stabile Präferenzen der Individuen eine hohe 
Abstraktion von real zu beobachtenden Entscheidungssituationen dar, da diese je nach 
Besitzstand variabel sein können.9 
                                                 
9 Vgl. das Beispiel in FN4. Hier könnte natürlich eingewendet werden, dass in der langen Frist sich eine gewisse 
Ordnung der Präferenzen einstellt (es ist wichtiger das Hungergefühl zu bekämpfen, als ein Auto zu fahren; 
wohingegen es durchaus Entscheidungssituationen geben kann, in denen Autofahren wichtiger ist, als den 
(möglicherweise gar nicht vorhandenen) Hunger zu stillen). Allein es stellt sich dann die Frage, welche 
Zeitspanne als Untersuchungseinheit gewählt werden soll und ob sich hier nicht doch einige Änderungen der 
Präferenzen ergeben könnten (vor dem Erwerb des Führerscheins scheint der Autokauf ein wenig 
gewinnbringendes Verhalten zu sein). 
Es scheint fernerhin schwierig zu sein, wie die individuellen Nutzenmaximierer überhaupt 
dazu gebracht werden sollten, miteinander in Tauschverhältnisse einzutreten, ohne dass der 
eine den anderen fortwährend zu übervorteilen sucht. Selbst wenn jeder dies von dem anderen 
Markteilnehmer erwartet, so ergibt sich hier doch das Problem, dass immer wieder nach 
neuen Möglichkeiten Ausschau gehalten wird, wie eine eigene einseitige Vorteilsnahme 
erreicht bzw. eine solche des Tauschpartners vermieden werden kann. Hier liegt eine Grenze 
von Rationalverhalten, weshalb es vernünftig erscheint, institutionelle Regelungen 
diesbezüglich einzuführen. Solche Institutionen „leben“ aber gerade nur durch die ihr zuteil 
werdende Anerkennung durch Verhalten der Akteure gemäß der von ihnen vorgegebenen 
Handlungsregeln. Die gegenseitige Anerkennung des Anderen muss somit institutionell 
gesichert werden, um nicht von dem einzelnen nutzenmaximierenden Individuum 
durchbrochen zu werden. Die Einhaltung der Regeln der Institution kann dabei nicht mehr 
rational im Sinne des individuellen Nutzenmaximierers begründet werden, da dieser immer 
durch nicht-Anerkennung der Institution einen Nutzenvorteil in einer konkreten Situation 
erlangen könnte. Institutionelles Verhalten muss somit durch positive oder negative 
Sanktionen sichergestellt werden. Dazu bedarf es aber einer Instanz, welcher kollektive 
Rationalität zugeschrieben werden kann und welche somit in der Lage ist, zu entscheiden, 
welche Handlungsregelungen als verbindlich angesehen werden sollen. Kollektive und 
individuelle Rationalität treten somit auseinander; das neoklassische Motiv zur 
Eigennutzenmaxierung als gemeinwohlsteigernd greift nicht mehr. 
Es ergibt sich somit innerhalb eines Kernbestandes an institutionell zu regelnden 
Sachverhalten das Problem des Auseinandertretens von Individuum und Gesellschaft: es wird 
der Versuch unternommen, die größtmögliche Freiheit des Einzelnen im Gemeinwesen zu 
ermöglichen, von welchem aus oben genannten Gründen eben nicht – wie in der 
neoklassischen Modellwelt angenommen – vollständig abstrahiert werden kann. Die 
Lösungsvorschläge für dieses Problem sind vielfältig und reichen von einer weitgehenden 
Trennung von privater und öffentlicher Sphäre bis hin zur Verpflichtung, Eigentum zum 
Wohle der Allgemeinheit zu gebrauchen. 
Die Hochschätzung des Individuums und der Rationalität in der neoklassischen Analyse kann 
als Nachwirkung der Aufklärung und des mit ihr aufkommenden Individualismus gesehen 
werden: Rationalität wird als das Gute, nicht-Rationalität als Herrschaftsform und somit als 
Unfreiheit des Individuums angesehen. Fraglich bleibt an dieser Stelle, ob sich die Ökonomie 
hier einfach nicht weiterentwickelt hat oder ob sich nicht vielleicht eine Entwicklung hin zur 
Durchsetzung der neoklassischen Verhaltensannahmen einstellt, auch wenn diese sich noch 
nicht zur Gänze durchgesetzt haben. Diese Frage wird uns im Verlauf dieses Aufsatzes noch 
weiter beschäftigen und leitet nun über zum Wandel von Institutionen. 
 
2.) Institutionen und institutioneller Wandel  
 
Nach dem Aufweis der Unabdingbarkeit von Institutionen für menschliches und 
zwischenmenschliches Handeln beschäftigt sich der folgende Abschnitt mit der Bedeutung 
des Wandels von Institutionen. Wandel wird dabei nicht nur als positiv empfunden, wie es 
etwa ein uneingeschränkter Fortschrittsglaube im aufklärerischen Sinne nahe legt. Vielmehr 
ergeben sich durch den Wandel auch negative Auswirkungen für das Individuum, welche sich 
vor allem in Unsicherheit bezüglich der zu erwartenden Zukunft10, aber auch in direkten 
materiellen oder sozialen Einbußen Ausdruck verleihen können.11 Durch den Wandel 
entstehen somit Anpassungskosten des Individuums, welches diesen nur marginal 
mitgestalten kann. Die Anpassungskosten sind dabei umso höher, je mehr der status quo 
geschätzt wird und je ungenauer die Prognosen bezüglich der Zukunft sind: Unsicherheit tritt 
als Kostenfaktor auf. 
Da dieser Kostenfaktor nicht rational zu bestimmen ist, weil es eben keine verlässlichen 
Daten zur (monetären) Bewertung der möglichen Veränderungen gibt, ist es vernünftig, eine 
Erklärung für einen möglichen Verlauf des Wandels in institutionalisierter Form anzunehmen. 
Solche Versuche exogener Erklärungen für durch den Menschen nicht oder nur indirekt zu 
beeinflussender Phänomene (des Wandels) sind nicht neu oder spezifisch für die Ökonomie; 
sie sind von den sie jeweils beheimatenden und hervorbringenden Kulturen in erheblichen 
Maße abhängig. Die Annahme eines sich an den Ergebnissen eines Modells aus der Biologie 
orientierenden evolutionären Wandels stellt somit einen Versuch einer Erklärung in 
Anlehnung an ein vereinfachendes Paradigma aus der Natur dar. Das Phänomen des Wandels 
wird somit zunehmend (formal) beschreibbar, was den ersten Schritt hin zur Kontrollierung 
des Unsicherheitsfaktors „Wandel“ und damit zur Herstellung von Sicherheit darstellt. Der 
Kostenfaktor „Unsicherheit bezüglich der Zukunft“ kann somit in erheblichen Maße gedämpft 
werden.  
Das Ziel liegt hier somit in der Erlangung der Kontrolle der Menschen über Auswirkungen 
der von ihnen verrichteten Tätigkeiten und damit auch – zumindest partiell – über die 
                                                 
10 Wie an dem Beispiel des Klimawandels leicht ersichtlich ist, der wenig erforscht ist, aber in der (deutschen) 
Öffentlichkeit als sehr negativ empfunden wird, was vielfältige, hier nicht näher zu erläuternde Ursachen hat. 
11 Die vielfältigen Rationalisierungsvorgänge im vergangenen und vorvergangenen Jahrhundert halten hier 
reichlich Anschauungsmaterial bereit. 
Umweltbedingungen ihres Handelns; es wird eine Endogenisierung des Wandels angestrebt. 
Das Erstreben eines solches Zieles kann dabei sowohl auf der Mikroebene von Interesse sein, 
da individuelle Marktteilnehmer Klarheit über sich wandelnde Rahmenbedingungen zur 
genaueren Anfertigung von Kalkulationen zu erlangen wünschen, als auch auf der 
Makroebene, auf der sich die Gemeinwohlorientierten um die optimale Gestaltung von 
Rahmenbedingungen unter für sie exogen gegebenen Bedingungen, welche ebenfalls 
prognostiziert werden müssen, bemühen. 
Problematisch ist dabei auch hier, dass das gewählte Modell schnell zu komplex und somit 
nicht mehr handhabbar ist; seine Erklärungskraft bleibt dann gering. Einfache Leitbilder und 
Schlagworte wie „Evolution“ bieten sich nun an, um die Geschehnisse wieder „wie von 
unsichtbarer Hand“ ablaufen zu lassen. Es gibt dann eine „black box“, einen Zusammenhang, 
der auf bestimmen Ursache-Wirkungsketten beruht, auch wenn hier oftmals probabilistische 
Annahmen zu Grunde liegen.12 
Wandel wird hier somit selbst institutionalisiert und damit domestiziert. Durch die 
Bestimmung der Prinzipien des Wandels wird dieser zumindest partiell berechenbar; es wird 
nach dem Konstanten des Wandels gesucht. Wandel findet somit nur noch innerhalb eines 
Rahmens statt, welcher durch die Funktionslogik des Wandels gesetzt ist. Es wird also durch 
eine vernünftige Wahl (im hier vorliegenden Fall für ein Evolutionsmodell) ein Rahmen 
vorgegeben, innerhalb dessen rationale Handlungen (in diesem Fall Modellierung im 
Evolutionsmodell) vorgenommen werden. Auch hier besteht wieder die Gefahr, dass der 
Rahmen zu eng gesetzt wird, was einerseits pragmatische Gründe haben kann, da durch eine 
geringere Anzahl von Variablen die Modellierung erleichtert werden kann, andererseits aber 
auch seine Ursache im Nichtbeachten wichtiger Einflussfaktoren z.B. durch kulturelle 
Hintergründe, die bestimmte Perspektiven kategorisch ausschließen, haben kann. Wenn das 
Modell zu eng gefasst ist, so sinkt seine Erklärungskraft entsprechend und es wird eine 
Metabetrachtung des Wandels des Wandels notwendig, um auch diejenigen Veränderungen, 
welche empirisch feststellbar (oder normativ wünschenswert) sind, aber in dem 
überkommenen Modell nicht mehr abbildbar sind, einer Beschreibung und möglicherweise in 
einem weiteren Schritt auch einer Erklärung zuzuführen. 
 
3.) Aufgaben und Stellung der Ökonomie als akademischer Disziplin 
 
                                                 
12 Bezeichnender Weise konnte sich ein Leitbild der Chaostheorie nicht durchsetzen, was wohl unter anderem 
auf die nur unzureichende Befriedigung des Bedürfnisses nach Orientierung und Sicherheit zurückgeführt 
werden kann. 
Nachdem wir uns der Notwendigkeit von Institutionen versichert haben und uns mit 
Erklärungsansätzen für die Modellierung von Wandel vertraut gemacht haben bleibt zu 
fragen, was denn nun gerade die typisch ökonomische Herangehensweise an den 
Untersuchungsgegenstand „menschliches Handeln“ ausmacht.  
Wie wir gesehen haben, ist die Neoklassik als die „reine Lehre“ der Ökonomie, darum 
bemüht, den institutionellen Gehalt menschlicher Gesellschaften so gering wie möglich zu 
halten. Auch sie kommt dabei nicht ohne einige grundlegende Institutionen aus,13 kann aber 
auf eine Vielzahl derselbigen durch den Verweis auf die individuellen Nutzenmaximierer, die 
rational handeln, verzichten. Die dabei zu Grunde liegenden idealen Bedingungen wie 
Transaktionskostenfreiheit sind sicherlich in der „realen Welt“ nicht gegeben. Macht es aber 
nicht doch Sinn, am sogenannten „Nirwana-Vergleich“ festzuhalten? Ist es nicht gerade die 
Annahme des Rationalverhaltens der Akteure im Marktgeschehen, welche das spezifisch 
ökonomische der Untersuchung menschlicher Interaktionen ausmacht? Ist es nicht gerade der 
Versuch, an einem Ideal festzuhalten, um sich an demselbigen orientieren zu können und 
somit einen Maßstab zur Bewertung von „realen“ Handlungen vorweisen zu können? 
Die Ökonomie kann somit in ihrer neoklassischen Lesart auf einen sehr einfachen ethischen 
Maßstab verweisen, an Hand dessen menschliche Handlungen zu bewerten sind. Sie dient 
somit ferner als eine Schnittstelle zwischen den Natur- und den Geisteswissenschaften, da sie 
menschliches Handeln in Gesetzmäßigkeiten zu bringen versucht um somit die 
Prognosefähigkeit zu erhöhen. Durch einen Verzicht auf das Rationalitätskriterium erwächst 
für die Ökonomie auch die Gefahr, zu einer „ganz normalen“ Fachdisziplin zu verkommen, 
die innerhalb von gegebenen Institutionen und den aus denselbigen resultierenden 
Rahmenbedingungen nach Lösungen sucht. Diese könnten dann aufgrund der Komplexität der 
einzelnen Modelle nur noch von Experten verstanden werden und hätten somit nur einen 
geringen Einfluss auf politische Verteilungskämpfe.  
Im Gegensatz dazu ist zunehmend von einem „Primat der Ökonomie“ oder einer 
Ökonomisierung der Gesellschaft die Rede, was natürlich nur Sinn macht, wenn ein klares 
Kriterium zur Bestimmung dessen, was die Ökonomie ausmacht, vorliegt. Verlagert die 
Ökonomie ihren Schwerpunkt zunehmend auf die Untersuchung der „realen Welt“, d.h. geht 
sie zunehmend deskriptiv und nicht mehr präskriptiv vor, so verliert sie gerade eben jene 
Leitbildfunktion, die ihr in der Neoklassik aufgrund der Einfachheit der Annahmen und des 
normativ wünschenswerten Zieles einer Zusammenkunft von individueller und kollektiver 
Rationalität im Idealzustand des Modells zukommt. Sie wird damit nur zu einer von vielen 
anderen „Ingenieurskünsten“ die kleine Probleme in einem abgeschlossenen Kontext unter zu 
Hilfenahme jeweils geeigneter Instrumentarien zu lösen gewillt ist; die Ökonomie als ein 
lebendiges Element menschlicher Gesellschaften, welches in politischen Verteilungskämpfen 
um Macht und materielle Ressourcen eine entscheidende Größe darstellt, droht dann verloren 
zu gehen. Fraglich ist dabei natürlich, warum eine solche Integrationsleistung überhaupt nötig 
ist und warum sie unter welchen Bedingungen in einer ökonomischen Interpretation 
vorgenommen werden sollte. 
Das Idealbild der Neoklassik steht in Widerspruch zur Konsumentenfreiheit, da diese in der 
Unterstellung des rational handelnden homo oeconomicus nicht mehr gegeben ist: Dieser ist 
eben gerade nicht frei, zu tun und zu lassen, was er gerne möchte, denn abgesehen von den 
notwendigen Einschränkungen institutioneller Art ergibt sich die maßgebliche Einschränkung 
durch die Annahme des Rationalverhaltens. Auch wenn die Präferenzen des homo 
oeconomicus frei bestimmbar sind, so ist doch seine Freiheit zum Wandel der Präferenzen 
eingeschränkt. Der ökonomische Akteur wird seiner Freiheit, sich nicht-rational zu verhalten, 
beraubt. Eine Ausdehnung der ökonomischen Bewertung durch Monetarisierung auf viele 
Lebensbereiche, die vormals einer solchen Bewertung nicht zugänglich waren (wie z.B. 
Umwelt oder menschliches Leben), bedeutet gleichzeitig, dass der Bereich, in welchem nicht-
rationale Handlungen als möglich oder gar wünschenswert erscheinen, weiter beschnitten 
wird. Das „Menschliche“ am Menschen wird somit einer Outputsteigerung, welche als 
höchstes Ziel fungiert und durch Rationalverhalten erreicht werden kann, geopfert. Dabei liegt 
dies ja auch im Interesse des homo oeconomicus.14  
Eine Ausdehnung dieser Untersuchungsmethoden wie etwa im Rational-Choice-Ansatz, 
welcher sich in den sozialwissenschaftlichen Disziplinen zu etablieren beginnt, scheint es 
nahe zu legen, dass sich die präskriptive Komponente der neoklassischen Ökonomie 
durchsetzt: Denn wenn Handlungsempfehlungen – etwa für die Politik – auf Grundlage 
solcher Modelle abgegeben werden, so verhalten sich natürlich auch die Akteure gemäß den 
Annahmen des Modells, deren Zielsetzung sie teilen. Ex post kann somit auch ein empirischer 
Gehalt des Modells ermittelt werden; Modellwelt und „reale Welt“ gleichen einander an, 
wobei diese Entwicklung nicht einseitig sein muss, wie die jüngeren Entwicklung der Arbeit 
an empirisch fundierten Modellen in der Wirtschaftswissenschaft aufzeigt.  
                                                                                                                                                        
13 Diese sind zumindest Systeme vollständig eingerichteter privater Verfügungsrechte und vollständiger 
Konkurrenzmärkte. 
14 Das spezifisch „Menschliche“ kann natürlich ebenso gut in der Fähigkeit des Menschen, sich rational zu 
verhalten, erblickt werden. Ihn darauf zu reduzieren, würde ihn allerdings wieder in einen rationalen Automaten 
verwandeln, was die formale Modellierung sehr erleichtert, aber m.E. nicht alle Eigenschaften eines Menschen 
abbildet. 
Gleichwohl muss die Ökonomie an ihrem idealen Modell festhalten, um einen 
Bewertungsmaßstab für menschliche Handlungen bereithalten zu können, da sie ansonsten auf 
eine Fixierung des status quo hinausläuft: Wenn die Menschen immer gemäß ihren Prämissen 
agieren und den Nutzen aus ihrem Verhalten maximieren, so leben wir immer in der besten 
aller möglichen Welten. Eine solche Aussage kann getroffen werden, ihr Mehrwert für die 
zukünftige Gestaltung menschlichen Handelns und somit ihr Sinnstiftungspotenzial ist, 
insofern es überhaupt vorhanden ist, allenfalls gering.15    
Nun kann die Sinnstiftungsfunktion einer ethischen Theorie an Wert für die Individuen 
verlieren, was wohl gerade in einer sich auf das neoklassische Ideal hinbewegenden 
Gesellschaft der Fall ist: Wenn das Individuum sich zunehmend selbst als Mittelpunkt seiner 
Welt versteht, so wird es auch weitgehend überflüssig nach einer Sinnstiftung außerhalb 
seiner selbst zu suchen. Die Befriedigung von Konsumwünschen und die 
Selbstverwirklichung in Beruf und Freizeit steht dann an oberster Stelle. Verpflichtungen 
gegenüber anderen, sei es nun in der Gesellschaft, der sozialen Gruppe oder der Familie, sind 
dann im Schwinden begriffen.16 Durch eine weitgehende Verrechtlichung sozialer 
Interaktionen wird den Ansprüchen des einzelnen Rechnung getragen, der seine Forderungen 
in einer komplexen Welt auch ohne lange Zugehörigkeit und Aufnahmerituale – wie in 
früheren Gesellschaften üblich – gegenüber allen anderen geltend machen kann. Es ist also 
gerade eine zunehmende Individualisierung, die auch eine Rationalisierung der 
Umgangsformen mit sich bringt, um Berechenbarkeit für den einzelnen, der dem anderen 
zumeist unbekannt bleibt, zu schaffen. Ein radikaler Individualismus birgt allerdings das 
Problem der Generationengerechtigkeit in sich, welches sich bei Bezug auf die Familie als 
kleinster ökonomischer Einheit so nicht gestellt hat: Der individuelle Nutzenmaximierer hat 
kein Interesse mehr daran, für mögliche Nachkommen zu sorgen bzw. ihnen eine weiterhin 
nutzbringende Welt zu hinterlassen.  
Auch hier müsste dann wieder eine übergeordnete Institution einschreiten, die kollektiv 
rationale Entscheidungen zu verwirklichen in der Lage ist, da andernfalls die Gefahr eines 
Zerfalles der Gesellschaft besteht, welcher aufgrund des hohen Grades an Arbeitsteilung für 
keine Partei als wünschenswert angesehen werden kann. Eine solche Institution hat dann 
allerdings selbst wieder mit dem Problem zu kämpfen, dass sich ihre Mitglieder – natürliche 
oder juristische Personen – selbst individuell nutzenmaximierend verhalten, weshalb diese 
                                                 
15 Es könnte zumindest abgeleitet werden, dass alle Handlungen erlaubt seien, womit eine radikal verstandene 
Konsumentenfreiheit realisiert werden würde. 
16 Die zunehmende Anzahl von Single-Haushalten und die Konzeption des „Lebensabschnittsgefährten“ als 
normative Rechtfertigung einer konsumorientierten Generation seien hier nur als Auszug von einer Vielzahl von 
illustrierenden Beispielen für eine weitreichende Individualisierungstendenzen genannt. 
Institutionen ebenfalls in Marktform organisiert sein müssten, um einen optimalen Output zu 
erzielen. Von solchen Ausformungen sind wir sicherlich noch ein gutes Stück entfernt; es 
scheint gleichwohl interessant, die diesbezüglichen Entwicklungen in Politik und Gesellschaft 
im Hinblick auf eine weitergehende Individualisierung zu beobachten. 
 
4.) Zusammenfassung und Ausblick 
 
In der vorliegenden Arbeit wurde ausgehend vom neoklassischen Paradigma die 
Notwendigkeit von Institutionen herausgearbeitet und mit dem Evolutionsmodell eine 
mögliche Form des Wandels von Institutionen dargestellt. Dabei wurde besonderer Wert auf 
die Annahme des Rationalverhaltens als Spezifikum der Ökonomie gelegt, da andere 
Optimalitätskriterien anderen Disziplinen wie z.B. der Politikwissenschaft (Stabilität der 
Gesellschaft) oder der Religionslehre (Leben im Einklang mit den Geboten eines Gottes) 
zugeordnet werden können, wobei die Überschneidungen zwischen den einzelnen Disziplinen 
sicher vielfältig sind.  
Die Annahme von Rationalverhalten beruht dabei auf einer vernünftigen, nicht jedoch auf 
einer rationalen Entscheidung, ebenso wie Evolution als Leitbild des institutionellen Wandels. 
Es ist somit nicht auszuschließen, dass sich unter anderen gesellschaftlich-kulturellen 
Prämissen andere für die Menschen überzeugend wirkende Modelle als Leitbilder 
herauskristallisieren können, was sowohl diachron als auch synchron vorliegen kann. 
Spannend erscheint dabei die Frage, ob sich in der Zukunft weitere 
Gesellschaftsentwicklungen hin auf die ideale neoklassische Welt ergeben, auch wenn diese 
wohl niemals vollständig erreicht werden kann. Die Überzeugungskraft des theoretischen 
Modells kann dabei nur als die Folgebereitschaft einer Institution ex post bestimmt werden. 
Eine Prognose bezüglich der Ausstrahlungskraft des neoliberalen Ideals kann nicht 
vorgenommen werden, auch wenn ein jeder, der seine Handlungen an den 
Handlungsanleitungen dieser Institution orientiert, davon ausgehen muss, dass sie ein 
zukunftsfähiges Modell sei, da ansonsten keine Selbstbindung vorgenommen werden würde. 
Um das Problem, welches sich im Zuge des Auseinanderdriftens von kollektiver und 
individueller Rationalität einer Lösung zuzuführen, scheint es unumgänglich, sowohl auf der 
Mikro- als auch der Makroebene nach Antworten in einem Vermittlungsprozess zu suchen. 
Dabei liegt in einer allzu starken Ausdifferenzierung der Wirtschaftswissenschaften und somit 
einer weitgehenden Spezialisierung der Fachrichtungen BWL und VWL die Gefahr, dass sich 
das individuelle Nutzenmaximierungsverhalten allzu stark von für die Erreichung kollektiver 
Nutzenmaxima erforderlichen Verhalten entfernt. Dieser Prozess kann dann entweder durch 
rechtliche Sanktionen im stärker am individuellen Verhalten orientierten Sinne in gemäßigte 
Bahnen gelenkt werden oder aber durch moralische Institutionen, was eine stärker am 
Gemeinwohl orientierte Lesart bedeutet.  
Letztlich sollte bei allen Regelungsversuchen aber berücksichtigt werden, dass der Mensch 
beides ist, homo oeconomicus und animal sociale; er ist sowohl kollektiver als auch 
individueller Akteur. Das allen modernen liberalen Gesellschaften innewohnende 
Spannungsverhältnis von Individuum und Gesellschaft ist deshalb ein solches, welches durch 
den Menschen maßgeblich mitgestaltet werden kann, auch wenn er nicht alle 
Nebenwirkungen seines Handelns kontrollieren kann. Aus diesen Gründen scheint eine allzu 
starke Orientierung am Leitbild einer ihren eigenen Gesetzen gehorchenden Abstraktion 
„Natur“ bei der Modellierung institutionellen Wandels als Evolution als unbefriedigend. Die 
aktive Gestaltung durch die Menschen – wenn auch nicht als Individuen, so doch als 
Kollektiv –  kommt hier deutlich zu kurz. Ein homo oeconomicus, der nur als 
Mengenanpasser fungiert, würde zwar von einem solchen Modell zutreffend beschrieben, da 
er die Institutionen, die sein handeln bestimmen, nicht beeinflussen kann – ein solches Modell 
scheint aber sehr weit an einem anderen wirkmächtigen Ideal vorbeizugehen, welches die 
politische Partizipation und somit die Einflussnahme auf die Institutionen nahe legt, 
namentlich die Demokratie. Auch wenn beide kaum in ihren Reinformen anzutreffen sind, so 
scheinen sie doch – auch und gerade in den Wechselwirkungen ihres Spannungsverhältnisses 
– die gegenwärtige westlich Welt maßgeblich zu prägen und Ausstrahlungseffekte auch 
darüber hinaus auszuüben. 
 
